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Zur Person Das EU-Freihandelsabkommen 
mit Südkorea

Hamburger Rechtsgespräche

Prof. Dr. Birgit Daiber, LL.M.Eur. ist Assistant Pro-
fessor an der Seoul National University School of 
Law in Seoul, Südkorea. Ihre Forschungsschwer-
punkte liegen im Europarecht, im deutschen 
Verfassungsrecht und auf dem  Gebiet der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention. Nach Stu-
dium und Referendariat in München wurde sie 
2006 an der dortigen Ludwig-Maximilians-Uni-
versität mit einer verfassungsrechtlichen Arbeit 
promoviert. Daneben absolvierte sie den Auf-
baustudiengang „Europäische Integration“ am 
Europainstitut der Universität des Saarlandes, 
den sie 2008 mit einem Master of European Law 
abschloß. In ihre Forschung fließen die Erfahrun-
gen ein, die sie während ihrer Wahlstation am 
Bundesverfassunggericht, einer stage am EuGH, 
als wissenschaftliche Mitarbeiterin im Deut-
schen Bundestag und als Referentin in der Euro-
paabteilung des Bundeswirtschaftsministeriums 
erworben hat. Nach Tätigkeiten als wissenschaft-
liche Mitarbeiterin an der Universität Augsburg 
sowie der Ruhr-Universität Bochum und als Lehr-
beauftragte am Postgraduierten-Studiengang 
Europawissenschaften der FU, HU und TU Berlin 
wurde sie 2013 zur Professorin an der Seoul Na-
tional University ernannt. Derzeit verbringt sie 
zwei Forschungsfreisemester an der Österreichi-
schen Akademie der Wissenschaften in Wien.

Birgit Daiber

Die Freihandelsabkommen, die die EU mit Ka-
nada ausgehandelt hat und mit den USA derzeit 
verhandelt, haben große öffentliche Aufmerk-
samkeit gefunden.
Der Vortrag möchte zum besseren Verständnis 
solcher Abkommen beitragen und stellt dafür 
das Freihandelsabkommen zwischen der EU und 
Südkorea vor. Er konzentriert sich dabei auf den 
freien Verkehr von Waren, Dienstleistungen und 
Personen. 
Zum besseren Verständnis der Veränderungen, 
die das Freihandelsabkommen bewirkt, stellt 
er zunächst die Rechtslage nach dem Recht der 
Welthandelsorganisation (WTO) vor, das die 
(Handels-)Beziehungen zwischen den WTO-Mit-
gliedern wie der EU, Südkorea, Kanada oder den 
USA regelt, solange es keine speziellen Handels-
abkommen gibt, und vergleicht das Freihandels-
abkommen mit dieser Rechtsordnung. 
In einem weiteren Schritt zeigt er auf, wie sich 
die Rechtslage unter dem Freihandelsabkommen 
immer noch von derjenigen unterscheidet, die 
durch die EU-Verträge zwischen den Mitglied-
staaten geschaffen wurde. Er kann dadurch auch 
verdeutlichen, welches Integrationsniveau die 
Europäische Union erreicht hat.

Die Hamburger Rechtsgespräche sind eine Ver-
anstaltungsreihe des Fachgebiets Rechtswissen-
schaft im Fachbereich Sozialökonomie an der Fa-
kultät für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
der Universität Hamburg unter Federführung 
von Prof. Dr. Kai-Oliver Knops, Prof. Dr. Marita  
Körner und Prof. Dr. Karsten Nowrot, LL.M. 

Ziel ist es, den rechtswissenschaftlichen Dia-
log über die Grenzen der Disziplinen hinweg zu  
fördern. Dabei soll nicht nur über den Rand der 
verschiedenen Rechtsgebiete hinausgeblickt 
werden, sondern vor allem auch der Austausch 
mit angrenzenden Wissenschaftszweigen wie 
insbesondere der Volkswirtschaftslehre, der Be-
triebswirtschaftslehre und der Soziologie ge-
sucht werden. 

Zu diesem Zweck werden regelmäßig Vortragen-
de aus unterschiedlichen Rechtsbereichen aber 
auch anderen Fächern sowie der Politik eingela-
den. Besonderes Augenmerk wird zudem auf die 
Internationalisierung der juristischen Debatte 
gelegt, weshalb verstärkt Wissenschaftler und 
Wissenschaftlerinnen aus dem Ausland gewon-
nen werden sollen. Ein weiteres Ziel liegt in der 
Förderung des Austausches mit der juristischen 
Praxis. Ein besonderes Gewicht kommt daher der 
Diskussion mit dem Publikum zu.


